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Hinweis; Dieser Leitfaden kann das kom-
plexe Thema ,,Straßenausbaubeitrag-
satzung" nicht in seiner ganzheitlichen
Breite darstellen. Nicht die allumfas-
sende Aufklärung ist das Ziel, sondern
gerechte Lösungen vor Ort.
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Oft werden seitens der kommunalen Vertreter stets gleich lautende Argumente vorgebracht,
damit die Straßenausbaubeiträge als notwendige und einzige Alternative manifestiert wer-
den sollen. lm Folgenden werden einige dieser schon oft vorgetragenen Argumente aufge-
zeigt und gleichzeitig mit Gegenargumenten entkräftet. Diese können dann bei lnfoveran-
staltungen oder Gesprächen mit der Kommune einfach vorgehalten werden.

Argument:

Antwort:

Argument:

Antwort:

Argument:

Antwort:

Argument:

Antwort:

Eine Zweckbindung von Anteilen der Grundsteuer ist nicht möglich, da dann
die zweckgebundene Erhöhung von der Kreisumlage betroffen ist und kaum
etwas für die Kommune übrig bleibt.
Zweckgebundene Steuern sind nicht von der Kreisumlage betroffen.

Mieter sollen durch die Grundsteuererhöhung nicht noch mehr belastet wer-
den.
Mieter sind ebenso Nutzer wie die Anlieger. Die anteilige Erhöhung, die
durch eine Umlage der Grundsteuer als Betriebskosten erfolgen kann, ist so
minimal, dass die Belastung im Vergleich zu den Eigentümern fast zu vernach-
lässigen ist.

Eine Grundsteuererhöhung ist nicht möglich, da die Kommune schon eine
relativ hohe Grundsteuer hat.
Die Grundsteuern sind in Deutschland in den letzten 8 Jahren um durch-
schnittlich 23% gestiegen. Eine moderate und zweckgebundene Erhöhung
ist wesentlich schonender für die Bürgerinnen und Bürger als die einmaligen
hohen Belastungen.

Wiederkehrende Beiträge sind eine bessere Alternative und erhöhen die Fle-
xibilität der Kommune.
Der Verwaltungsaufwand und die zu tragenden Kosten würden durch wie-
derkehrende Beiträge deutlich erhöht. Bei der Einrichtung der notwendi-
gen Abrechnungsgebiete bestehen noch erhebliche juristische Zweifel bzgl.
Gleichbehandlung von ungleichen Tatsachen (unterschiedliche Straßen in ei-
nem .Abrechnungsgebiet).



Oft werden seitens der kommunalen Vertreter stets gleich lautende Argumente vorgebracht,
damit die Straßenausbaubeiträge als notwendige und einzige Alternative manifestiert wer-
den sollen. lm Folgenden werden einige dieser schon oft vorgetragenen Argumente aufge-
zeigt und gleichzeitig mit Gegenargumenten entkräftet. Diese können dann bei lnfoveran-
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Argument:

Antwort:

Eine Zweckbindung von Anteilen der Grundsteuer ist nicht möglich, da dann
die zweckgebundene Erhöhung von der Kreisumlage betroffen ist und kaum
etwas für die Kommune übrig bleibt.
Zweckgebundene Steuern sind nicht von der Kreisumlage betroffen.

Mieter sollen durch die Grundsteuererhöhung nicht noch mehr belastet wer-
den.
Mieter sind ebenso Nutzer wie die Anlieger. Die anteilige Erhöhung, die
durch eine Umlage der Grundsteuer als Betriebskosten erfolgen kann, ist so
minimal, dass die Belastung im Vergleich zu den Eigentümern fast zu vernach-
lässigen ist.

Eine Grundsteuererhöhung ist nicht möglich, da die Kommune schon eine
relativ hohe Grundsteuer hat.
Die Grundsteuern sind in Deutschland in den letzten 8 Jahren um durch-
schnittlich 23% gestiegen. Eine moderate und zweckgebundene Erhöhung
ist wesentlich schonender für die Bürgerinnen und Bürger als die einmaligen
hohen Belastungen.

Wiederkehrende Beiträge sind eine bessere Alternative und erhöhen die Fle-
xibilität der Kommune.
Der Verwaltungsaufwand und die zu tragenden Kosten würden durch wie-
derkehrende Beiträge deutlich erhöht. Bei der Einrichtung der notwendi-
gen Abrechnungsgebiete bestehen noch erhebliche juristische Zweifel bzgl.
Gleichbehandlung von ungleichen Tatsachen (unterschiedliche Straßen in ei-
nem .Abrechnungsgebiet).
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Kommunen in Niedersachsen sind
grundsätzlich als Eigentümerinnen der
Straßen / Anlagen nach dem Niedersäch-
sischen Straßengesetz (NStrG) verpflich-
tet, diese laufend zu unterhalten und
ggf . zu sanieren.

Zitat aus § 9 NStrG; ,,Die Straßenbau-
last umfasst alle mit dem Bau und der
Unterhaltung der Straßen zusammen-
hängenden Aufgaben. Die Träger der
Straßenbaulast haben Straßen nach
ihrer Leistungsfähigkeit zu bauen, zü
unterhalten, zu erweitern oder sonst zu
verbessern, dass sie dem regelmäßigen
Ve rkeh rsbedü rtnis gen ügen".

Die Kommunen sind nach eigener Dar-
stellung oft nicht in der Lage diese Auf-
gaben zu erfüllen, weil die Mittel im
Haushalt fehlen. Deshalb versuchen sie
mehrheitlich, diese Mittel über Straßen-
ausbaubeiträge, die sie von Anliegern
fordern, zu refinanzieren. Grundlage
si nd Stra ßena usbaubeitragssatzu ngen
nach § 6 NKAG. Die Belastung wird sich
in den kommenden Jahren voraussicht-
lich erhöhen, da viele Straßen schon

bald die ,,rechtliche Lebensdauer" von 25 Jah-
ren erreichen oder bereits überschritten haben.
Die finanzielle Last trägt - bis auf den kommu-
nalen Eigenanteil - der Grundstückseigentümer
als Anlieger. Diese Situation ist grundlegend
verkehrt, da die Kosten der Sanierung nicht nur
allein von den anlie§enden Eigentümern getra-
gen werden darf, sondern durch alle Verursa-
cher bzw Nutzer. Der in allen Satzungen der
Kommunen geregelte und von der Rechtspre-
chung dargestellte,,wirtschaftliche Vorteil",
den die Anlieger durch eine Sanierung haben
sollen, ist weder messbar noch nachvollzieh-
bar. Ein rein theoretischer Wert wird als Argu-
mentationsbrücke genutzt, um künstlich einen
Zusammenhang zwischen der sanierten Straße
und dem anliegenden Grundstücken herzustel-
len. Die einzigen NutzeL die einen wirtschaft-
lichen Vorteil haben sind die, die die Straßen
nutzen können und dafür keine Straßenaus-
baubeiträge zahlen müssen, z.B. auch Mieter
oder Dritte. Mit diesem Begriff wird ebenfalls
n icht ei n marktwi rtschaftl icher Vortei I gemei nt,
denn der Zustand einer Straße vor dem Grund-
stück bestimmt nicht den Wert dessen selbst.
Ausschlaggebende Faktoren sind primär die
Lage und sekundär der Zustand der lmmobilie
auf dem Grundstück.

Überblick
zur möglichen Kostenverteilung einer Straßensanierung

Einmalige Beiträge
Wiederkehrende

Beiträqe
(Grund)steuern

Ca. alle 25 bis 40 Jahre Jährlich zu zahlen Jährlich zu zahlen

Komplizierte Abrechnung Kom pl izierte Abrech nun g Einfache Abrechnung

Nur Eigentümer als
Anlieger

Nur Eigentürner als
Anlieger

Alle Bürgerinnen und
Bürger

Sehr hohe einmalige
Summe

Eher mittlere Beträge Niedrige Beträge bei
Erhöhung

Einzelne Straßen betroffen Größere Abrechnungsein-
heiten

Gesamte Gemeinde

lnformation kann hoch sein lnformation mittel bis hoch lnformation eher gering

Einzelne Straßen werden
ausgebaut

Ausbaupflicht könnte
steiqen

Keine direkte Ausbau-
pflicht, aber Plan durch Rat

Mehrfachbelastung bei
Eckqrundstücken

Mehrfachbelastung
bei Eckgrundstücken

Keine Mehrfachbelastung

Anlieger von Bundes-, Kreis-
oder Landstraßen zahlen

n ichts

Alle zahlen den selben Bei-
trag im Abrechnungsgebiet

Alle zahlen dasselbe

Vorgehen nach Prioritäten-
listen

Vorgehen nach Prioritäten-
listen

Vorgehen nach Prioritäten-
listen

Verband Wohneigentum Niedersäch'en e.V, (VWE) und Aktionsbündni5 für soziale Kommunalabgaben ASK BiSSS fordern:
Die Unterhaltung und ggf. erforderliche Sanierung kommunaler Straßen muss grundsätzli(h aui den Haushalten der Kommunen finanziert werden. Zur Deakung

der Kosten könnte die Grundrteuer A und B entsprc(hend moderat angepasst und zweckgebunden zur Sänierung eingesetzt werden.
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